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EinVerbotmitAngst undSchrecken
Extremismus Nach demNeonazi-Konzert inUnterwasser imHerbst 2016 undweiteren Rechtsrock-Anlässen forderte das St.Galler

Kantonsparlament ein Verbot extremistischer Veranstaltungen. Jetzt liegt der Gesetzesartikel vor. VonRadikalen ist darin nicht die Rede.
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Die ganze Schweiz war schockiert: Am
16. Oktober trafen sich über 5000
Rechtsradikale aus halb Europa in einer
Tennishalle in Unterwasser zu einem
Konzert. Angekündigt gewesen war ein
AnlassmitNachwuchsbandsausderRe-
gion–dieGemeindewurdeüberrumpelt,
die Polizei ebenso. Die Nachrichten-
dienste hatten zwar gewusst, dass im
«Raum Süddeutschland» ein grosses
TreffenRechtsradikaler stattfindenwür-
de, aber der genaueOrt blieb bis zuletzt
geheim.ZumEingreifenwares inUnter-
wasser zu spät: Die Polizei musste sich
auf die Verkehrsregelung und die Beob-
achtung rundumdieHallebeschränken.

Nur eineWoche später veranstaltete
die Partei national orientierter Schwei-
zer (Pnos) inKaltbrunneinenAnlassmit
einem deutschen Rechtsrock-Sänger,
dermit einer Einreisesperre belegt war.
InRapperswilmarschierten linkeGegen-
demonstranten auf.DemSänger gelang
es, unkontrolliert einzureisen – erst nach
seinem Auftritt eskortierte ihn die Poli-
zei andieGrenze.DiesesVorgehenwur-
de harsch kritisiert. Die Polizei begrün-
dete, das Pnos-Treffen sei eine «ge-
schlossene Gesellschaft» gewesen,
zudem habe die Gegendemonstration
bereits vieleKräftederPolizei gebunden.

Zugleich blieb dasNeonazi-Konzert
in Unterwasser – zur Enttäuschung vie-
ler – ohne rechtlicheFolgen.DieStiftung
gegen Rassismus und Antisemitismus
(GRA) hatte Anzeige gegen unbekannt
wegenVerdachts aufRassendiskriminie-
rung erstattet. Die St.Galler Staatsan-
waltschaft liess die Anzeige jedoch fal-
len: In den eingereichten Akten und
Wahrnehmungsberichten der Polizei
liessen sich«keineAnhaltspunkte für ein
strafbaresVerhalten»finden, lautetedie
Begründung. So seien etwa Hitlergruss
und Sieg-Heil-Rufe in der Schweiz nur
strafbar, wenn sie zu Propagandazwe-
cken verwendet würden, nicht aber,
wennsieunterGesinnungsgenossenge-
zeigt oder geäussertwürden.Derdama-
ligeErsteStaatsanwalt,ThomasHansja-
kob,wehrte sichgegenKritik, die fallen-
gelassene Anzeige sei geradezu eine
EinladungdesKantons St.Gallen andie
rechtsradikale Szene.EinFreispruchvor
Gericht ausBeweis- oderRechtsgründen
sei genau jenes Signal an die Szene, das
man vermeidenmüsse, soHansjakob.

Als die Pnos im Januar 2017 einwei-
teres Rechtsrock-Konzert ankündigte,
griff die St.Galler Polizei durch: Sie ver-
botdenAnlass vorsorglich, aufBasis der
polizeilichen Generalklausel. Diese re-
gelt denAuftragderPolizei, fürRuhe, Si-
cherheit und Ordnung zu sorgen. Das
Konzert fand schliesslich imKantonLu-
zern statt. Die Meinungen darüber, ob
dieGeneralklausel juristisch für ein sol-
ches Verbot ausreiche, waren allerdings
geteilt.

Gesinnungensollen
nichtbestraftwerden

Diese Ereignisse riefen die Politik auf
denPlan: Vor allemSPundCVPzeigten
sich ernüchtert über das Verhalten der
Behörden insbesondere im Fall Unter-
wasser, es gab mehrere Vorstösse im
Kantonsparlament.DieCVPforderteper
Motion eine gesetzliche Regelung, um
«Veranstaltungen mit extremistischem
Hintergrund» verbieten zu können.Die
Diskussionen in der Öffentlichkeit hät-
ten gezeigt, dass eine griffigere Rechts-
grundlage als die polizeiliche General-

klausel erwünscht sei. Das Parlament
hiessdieMotion schliesslichmit grosser
Mehrheit gut.

St.Gallen beschreitet damit Neu-
land.Bislangkennt keinandererKanton
ein solches Verbot. Jetzt hat die Regie-
rungdenEntwurf indieVernehmlassung
geschickt.DerneueGesetzesartikel lau-
tet: «DieDurchführungeinerVeranstal-
tung, die nicht mit der demokratischen
und rechtsstaatlichen Grundordnung
vereinbartwerdenkannunddadurchdie
Bevölkerung in Angst und Schrecken
versetzt, ist verboten.»

Der Zusatz mit «Angst und Schre-
cken» ist laut dem Sicherheits- und Jus-
tizdepartement notwendig, damit nicht

einfach politisch unliebsame Veranstal-
tungenmit einemVerbotbelegtwerden.
Manwolle kein«Gesinnungsstrafrecht»
einführen, heisst es imBericht. So dürf-
ten beispielsweise Versammlungen, an
denen über eine andere Ausgestaltung
der Grundrechte in der Verfassung dis-
kutiert werde, nicht per se ausgeschlos-
sen sein. Aber wenn die Sicherheit der
BevölkerungaufdemSpiel steht, soll das
Verbot greifen: Gerade an grossen Ver-
anstaltungenmit extremistischemHin-
tergrunddrohe zumBeispiel dieGefahr,
dassTäter ausderAnonymität eines sol-
chen Anlasses heraus Delikte begehen
würden und damit davonkämen, da die
Polizei gerademit anderen Sicherheits-

aufgabenbeschäftigt sei.Ausserdembe-
stehe die Möglichkeit, «dass Dritte mit
entgegengesetzter politischeroder sons-
tiger Grundhaltung risikobehaftete
Scharmützel starten». Das wiederum
könne ausserordentlich gefährlich wer-
den, für Anwohner genauso wie für die
«zahlenmässig inderRegel unterlegene
Polizei».

«WirddiePolizei gehindert, kann
sieStrafverfahreneinleiten»

Was,wenndasVerbot bereits imHerbst
2016 in Kraft gewesen wäre? «Das
Rechtsrock-Konzert in Unterwasser
wäre offensichtlich rechtswidrig gewe-
sen», sagt Sicherheits- und Justizdirek-
tor Fredy Fässler. «Die Polizei wäre
berechtigt gewesen, den rechtmässigen
Zustand – auch mittels polizeilichem
Zwang – durchzusetzen und die Durch-
führung der Veranstaltung zu verhin-
dern.»AuchdasvonderPnosveranstal-
teteKonzert inKaltbrunnhätte diePoli-
zei laut Fässler verhindern können, da
der Sänger mit einer Einreisesperre be-
legt war. Was das zweite angekündigte
Pnos-Konzert vomJanuar 2017betreffe,
so habe das Verwaltungsgericht inzwi-
schen festgestellt, dass das vorsorgliche
Verbot aufBasis der polizeilichenGene-
ralklausel rechtmässig gewesen sei.

DieSanktionenbeiVerstössengegen
das neue Veranstaltungsverbot sind
nicht speziell geregelt. «Es gehtmirmit
der neuen Bestimmung nicht darum,
nachträglich zu bestrafen, sondern ge-
fährlicheSituationenaufderBasis eines
Gesetzes zu verbieten und nötigenfalls
aufhebenzukönnen», soFässler. «Wird
diePolizei darangehindert, kann siebe-
reitsmit dem geltenden Recht Strafver-
fahren einleiten.» Zusätzliche Strafbe-
stimmungen seien nicht nötig. Und:

AuchBehörden, die einenAnlass bewil-
ligt haben, können sich auf das Verbot
berufen: «InUnterwasser bestand zwar
eine Bewilligung für ein Konzert regio-
nalerNachwuchsbands.EinRechtsrock-
Konzert mit 5000 Teilnehmenden ist
nie bewilligt worden», sagt Fässler.

DieVernehmlassung zumGesetzes-
entwurf läuft bis Ende Jahr. Die ersten
Reaktionen sind gemischt. Der vorge-
schlageneArtikel fürdasVeranstaltungs-
verbot sei «ein gangbarer Weg», sagt
Andreas Widmer, Chef der CVP-GLP-
Fraktion.Die Polizei könne situativ ent-
scheiden. «Die Handhabung ist nach
unserer Meinung denkbar einfach und
sehreffizient.»Sehrerfreut zeigt sichdie
StiftunggegenRassismusundAntisemi-
tismus: «Der Kanton St.Gallen nimmt
hier eine Vorreiterrolle ein», sagt Ge-
schäftsführer Dominic Pugatsch. «Ein
solchesVerbot zurPräzisierungderPoli-
zeigeneralklausel kannhelfen, extremis-
tische Veranstaltungen zu verhindern.»
Er hoffe, dass andere Kantone dem
St.Galler Vorbild folgenwürden.

SP-PräsidentMaxLemmenmeierbe-
tont, er wolle der Diskussion in der Par-
tei nicht vorgreifen. «Aus persönlicher
Sicht kann ich feststellen, dass rechtsra-
dikale Events bereits heute wegen Ver-
stoss gegendieAntirassismusstrafnorm
strafbar sind.» Auch das Schrecken der
Bevölkerung sei bereits verboten. «Die
neue Bestimmung kann helfen, da sie
der Polizei ein klareres Argumentarium
indieHandgibt.»Esbestehe jedochdie
Gefahr, dass die Polizei willkürlich Ver-
anstaltungenverbiete. «Als Instrumente
gegen rechtsradikaleEvents reichendie
bestehenden Bestimmungen aus, ent-
scheidend ist die Durchsetzung der Ge-
setze und die sorgfältige Überprüfung
vonVeranstaltern.»

Es geht nicht nur um Neonazis: Der Kanton St.Gallen will extremistische Anlässe, die die Bevölkerung in Angst versetzen, verbieten. Bild: Scott Olson/Getty

Bundesrat ist gegen Index
mit Rassismussymbolen

Strafnorm Das Rechtsrock-Konzert in
Unterwasser im Herbst 2016 warf Wel-
len bis nach Bundesbern: Die St.Galler
SP-Nationalrätin Barbara Gysi brachte
eine Verschärfung der Antirassismus-
strafnorm ins Spiel: Sie fragte in einer
Interpellation, ob der Bundesrat bereit
sei, einen «Index mit zu verbietenden
Nazi- undRassismussymbolenund -ges-
ten in der Schweiz» zu prüfen. Die Lan-
desregierung lehnt dies ab: Das Parla-
ment habe eine solche Liste bereits ein-
mal verworfen, weil die Anwendung in
der Praxis zu schwierig sei. Auch warnt
derBundesrat vor«rein ideologischmo-
tivierten Veranstaltungsverboten». Um
AnlässewiedasKonzert inUnterwasser
zu verhindern, setzt der Bundesrat vor

allem auf die Zusammenarbeit der Be-
hörden auf allen Ebenen. So sei es vor
und nach dem Anlass in Unterwasser
mehrmalsgelungen, ähnlicheAnlässe zu
verhindern. Allerdings sei die Schweiz
dabei auf eine rechtzeitige Information
durch die ausländischen Partner ange-
wiesen. Trotz der Ereignisse im Herbst
2016 stelle der Bund nicht fest, dass
Schweizer Rechtsextreme zunehmend
mit den ausländischen Szenen zusam-
menarbeitenwürden. Solchegrenzüber-
schreitendenBeziehungengebees schon
länger. «Feste Strukturen weisen diese
Verflechtungenabernicht auf.»Starkge-
nutztwürdenVernetzungsmöglichkeiten
im Internet, insbesondere in den sozia-
lenMedien. (av)


